
Lucky Bytes GmbH
Unterbuchberg 1
4724 Neukirchen am Walde

Vereinbarung über die
Auftragsverarbeitung

nach Art 28 DSGVO im Rahmen des Produkts „Insolvenz-Alarm“

zwischen der Lucky Bytes GmbH, im Folgenden Auftragnehmer genannt, und dem Auftrag-
geber, der den Dienst „Insolvenz-Alarm“ per Web-Formular bestellt.

1. Gegenstand der Vereinbarung

1.1. Gegenstand  dieser  Vereinbarung  ist
der Abgleich der Daten, die vom Auftragge-
ber zur Verfügung gestellt werden, mit der
Insolvenzdatenbank  des  Justizministeri-
ums,  die Benachrichtigung des Auftragge-
bers  über  etwaige  Treffer  des  Abgleichs
und  die  Speicherung  dieser  Treffer  für
eine  spätere  Einsichtnahme  durch  den
Auftraggeber.

1.2. Folgende Datenkategorien werden ver-
arbeitet:

(a) Kontaktdaten,  die  vom  Auftraggeber
zur Verfügung gestellt werden, z.B. dessen
Kunden

(b) Ergänzende  Informationen  aus  dem
MwSt-Informationsaustauschsystem
(MIAS) der Europäischen Union

(c) Informationen aus der Insolvenzdaten-
bank des Justizministeriums

2. Dauer der Vereinbarung

Die Vereinbarung ist auf unbestimmte Zeit
geschlossen und kann von beiden Parteien
mit einer Frist von einem Monat zum Mo-
natsletzten  gekündigt  werden.  Die  Mög-
lichkeit zur außerordentlichen Kündigung
aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

3. Pflichten des Auftragnehmers

3.1. Der  Auftragnehmer  verpflichtet  sich,
Daten  und  Verarbeitungsergebnisse  aus-
schließlich  im  Rahmen  der  Aufträge  des
Auftraggebers  zu  verarbeiten.  Erhält  der
Auftragnehmer  einen  behördlichen  Auf-
trag, Daten des Auftraggebers herauszuge-
ben, so hat er – sofern gesetzlich zulässig –
den Auftraggeber unverzüglich darüber zu
informieren und die Behörde an diesen zu
verweisen. Desgleichen bedarf eine Verar-
beitung der Daten für eigene Zwecke des
Auftragnehmers eines schriftlichen Auftra-
ges.

3.2. Der  Auftragnehmer erklärt  rechtsver-
bindlich, dass er alle mit der Datenverar-
beitung  beauftragten  Personen  vor  Auf-
nahme  der  Tätigkeit  zur  Vertraulichkeit
verpflichtet  hat  oder  diese  einer  ange-
messenen gesetzlichen Verschwiegenheits-
verpflichtung  unterliegen.  Insbesondere
bleibt  die  Verschwiegenheitsverpflichtung
der mit der Datenverarbeitung beauftrag-
ten Personen auch nach Beendigung ihrer
Tätigkeit  und  Ausscheiden  beim  Auftrag-
nehmer aufrecht.

3.3. Der  Auftragnehmer erklärt  rechtsver-
bindlich, dass er alle erforderlichen Maß-
nahmen  zur  Gewährleistung  der  Sicher-
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heit der Verarbeitung nach Art. 32 DSGVO
ergriffen hat. Insbesondere sind dies

(a) Datenübertragung  zwischen  Auftrag-
nehmer  und  Auftraggeber  ausschließlich
unter Zuhilfenahme von Verschlüsselungs-
verfahren.

(b) Regelmäßige Datensicherung

(c) Zugangskontrolle  durch  Benutzerken-
nung und Passwort

(d) Physische Zugangskontrolle zu den Ser-
vern im Rechenzentrum

3.4. Der Auftragnehmer ergreift die techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen,
damit der Auftraggeber die Rechte der be-
troffenen  Person  nach  Kapitel  III  der
DSGVO  (Information,  Auskunft,  Berichti-
gung und Löschung, Datenübertragbarkeit,
Widerspruch,  sowie  automatisierte  Ent-
scheidungsfindung  im  Einzelfall)  inner-
halb der gesetzlichen Fristen jederzeit er-
füllen kann und überlässt dem Auftragge-
ber alle dafür notwendigen Informationen.
Wird  ein  entsprechender  Antrag  an  den
Auftragnehmer  gerichtet  und  lässt  dieser
erkennen,  dass  der  Antragsteller  ihn  irr-
tümlich für den Auftraggeber der von ihm
betriebenen  Datenverarbeitung  hält,  hat
der Auftragnehmer den Antrag unverzüg-
lich  an  den  Auftraggeber  weiterzuleiten
und dies dem Antragsteller mitzuteilen.

3.5. Der  Auftragnehmer  unterstützt  den
Auftraggeber bei der Einhaltung der in den
Art. 32 bis 36 DSGVO genannten Pflichten
(Datensicherheitsmaßnahmen,  Meldungen
von Verletzungen des  Schutzes  personen-
bezogener Daten an die Aufsichtsbehörde,
Benachrichtigung der von einer Verletzung
des Schutzes personenbezogener Daten be-
troffenen  Person,  Datenschutz-Folgeab-
schätzung, vorherige Konsultation).

3.6. Da keine außer den unter 1. genannten
Verarbeitungstätigkeiten,  entfällt  die  Not-
wendigkeit zur Führung eines Verzeichnis-
ses von Verarbeitungstätigkeiten nach Art.
30 DSGVO.

3.7. Dem  Auftraggeber  wird  hinsichtlich
der  Verarbeitung der  von  ihm überlasse-
nen Daten das Recht jederzeitiger Einsicht-
nahme  und  Kontrolle,  sei  es  auch  durch
von ihm beauftragte Dritte, der Datenver-
arbeitungseinrichtungen  eingeräumt.  Der
Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auf-
traggeber  jene  Informationen  zur  Verfü-
gung zu stellen, die zur Kontrolle der Ein-
haltung  der  in  dieser  Vereinbarung  ge-
nannten Verpflichtungen notwendig sind.

3.8. Der  Auftragnehmer  ist  nach  Beendi-
gung dieser Vereinbarung verpflichtet, alle
Verarbeitungsergebnisse  und  Unterlagen,
die Daten enthalten, zu vernichten.

4. Pflichten des Auftraggebers

Der Auftraggeber erhält  zur  Nutzung des
Dienstes Zugangsdaten in Form von Benut-
zerkennung und Passwort. Er ist verpflich-
tet, dies vertraulich zu behandeln und haf-
tet für jeden Missbrauch, der aus einer un-
berechtigten  Verwendung  des  Passwortes
resultiert. Erlangt der Auftraggeber davon
Erkenntnis oder hat er den Verdacht, dass
unbefugten Dritten das Passwort bekannt
ist,  hat  er  den  Auftragnehmer  unverzüg-
lich  zu  informieren  und  sein  Passwort
über die Webseite des Auftragnehmers zu
ändern.

5. Ort der Durchführung der Datenverar-
beitung

5.1. Alle  Datenverarbeitungstätigkeiten
werden  ausschließlich  innerhalb  der  EU
bzw. des EWR durchgeführt.

5.2. Der  Auftragnehmer  kann  Sub-Auf-
tragsverarbeiter  hinzuziehen.  Er  hat  den
Auftraggeber von der beabsichtigten Her-
anziehung  eines  Sub-Auftragsverarbeiters
so rechtzeitig zu verständigen, dass er dies
allenfalls  untersagen  kann.  Der  Auftrag-
nehmer schließt die erforderlichen Verein-
barungen im Sinne des Art 28 Abs 4 DSGVO
mit dem Sub-Auftragsverarbeiter ab. Dabei
ist  sicherzustellen,  dass  der Sub-Auftrags-
verarbeiter dieselben Verpflichtungen ein-
geht,  die  dem  Auftragnehmer  auf  Grund



dieser Vereinbarung obliegen. Kommt der
Sub-Auftragsverarbeiter  seinen  Daten-
schutzpflichten  nicht  nach,  so  haftet  der

Auftragnehmer gegenüber dem Auftragge-
ber  für  die  Einhaltung  der  Pflichten  des
Sub-Auftragsverarbeiters.

Neukirchen am Walde, am 11.04.2020
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